
 
  

STATUTEN 

der 

Bundesfachgruppe der Sachverständigen für Fußbodentechnik  

 

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich  

Name: Bundesfachgruppe der Sachverständigen für Fußbodentechnik (BSFT) 

Sitz: Eschenbachgasse 11, 1010 Wien 

Tätigkeitsbereich: Österreich 

 

§ 2: Zweck, Ziele und Zielgruppen  

(1) Die Bundesfachgruppe der Sachverständigen für Fußbodentechnik (in weiterer Folge BSFT 
genannt) hat die Aufgabe, die fachtechnischen Belange des Bodenlegerhandwerks sowie des 
Sachverständigenwesens in den Fachgebieten 39.25 (Parkett- und andere Holzfußböden), 73.50 
(Fußböden, Wandbeläge) und 73.60 (Estricharbeiten) zu bearbeiten. 

(2)  Im BSFT werden aktuelle Schadensfälle vorgetragen und erörtert. Aus der Mitte der 
Sachverständigen wird die Arbeit an Merkblättern aufgenommen, Bewertungsmaßstäbe erörtert und 
Veränderungen der anerkannten Regeln der Technik festgestellt. Der BSFT spiegelt durch seine 
Zusammensetzung die vorherrschende Auffassung unter den Sachverständigen im Bereich des 
Bodenlegerhandwerks. 

(3)  Ein weiteres Ziel der Fachgruppe ist die Fortbildung und Wissensvermittlung für alle 
Sachverständigen und Bodenleger in Österreich  Zu diesem Zwecke werden auf einschlägigen 
Fachveranstaltungen Vorträge gehalten bzw. Seminare veranstaltet.  Veranstaltungen des BSFT 
können auch als Weiter/Fortbildungsmaßnahmen für Sachverständige im Rahmen des 
Bildungspasses eingereicht werden). Darüber hinaus werden Online-Seminare zur Fortbildung 
veranstaltet. 

(4)  Der BSFT erarbeitet in Arbeitsgruppen (AG‘s) den aktuellen Stand der Technik. Im Bedarfsfall 
können Unterausschüsse bzw. Projektgruppen gebildet werden. Dabei sollten als Ergebnis 
Veröffentlichungen erarbeitet werden, die der Branche dienlich sind und die Professionalität des 
Handwerks vorantreiben. Diese Publikationen sollten dann der Öffentlichkeit über die Homepage des 
BSFT, die Fachpresse oder der SV-Zeitschrift zugänglich gemacht werden.  

(5)  Die Arbeit in den Arbeitsgruppen passiert laufend und ständig. Zusätzlich sind zumindest 2 
Treffen pro Jahr (planmäßig Mai und November bzw. je nach Bedarf) geplant, wovon eine als 



Generalversammlung des BSFT veranstaltet wird. Alle Protokolle, Unterlagen, Infos etc. werden 
ALLEN Fachgruppen-Mitgliedern per Mail zugestellt.  

 

§ 2: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks  

(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel erreicht 
werden. 

(2)  Als ideelles Mittel dient vor allem das umfangreiche technische Fachwissen der Mitglieder. Durch 
die Beschränkung auf allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige der 
Fachgruppen 

39.25 Parkett, andere Holzböden 

73.50 Fußböden, Wandbeläge 

73.60 Estricharbeiten 

ist durch die Verpflichtung zur ständigen Weiterbildung für Obengenannte gewährleistet, dass die 
Fachgruppe den aktuellen Stand der Technik repräsentiert. 

(3)  Die erforderlichen Mittel werden aufgebracht durch Beitrittsgebühren, Mitgliedsbeiträge, 
Spenden von Einzelpersonen oder Organisationen sowie Sponsoren. 

 

§ 3: Arten der Mitgliedschaft  

(1)  Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und Ehrenmitglieder. 
 
(2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen und dem Verein 
beigetreten sind. Diese Mitgliedschaft ist allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen aus den oben genannten Fachgruppen vorbehalten 
 
(3) Außerordentliche Mitglieder sind solche, die auf Grund Ihres Fachwissens und/oder persönlicher 
Qualifikation zur Teilnahme am BSFT geeignet erscheinen. Dies trifft insbesondere auf Vertreter der 
Industrie bzw. von Prüf- und Forschungsinstitutionen zu. Außerordentliche Mitglieder werden vom 
Vorstand eingeladen und sind nicht stimmberechtigt. 
 
(4)  Ehrenmitglieder sind Personen, die wegen besonderer Verdienste um den Verein ernannt werden. 
Ehrenmitglieder sind von der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen befreit. 

 

  



§ 4: Erwerb der Mitgliedschaft 

(1)  Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen, die mindestens 18 Jahre alt sind, sowie 
juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften werden. 

(2)  Ordentliche Mitglieder können ausschließlich Personen werden, die zum Zeitpunkt der Aufnahme 
allgemein beeidete und gerichtlich zertizierte Sachverständige in einer der folgenden Fachgruppen 
sind: 

39.25 Parkett, andere Holzböden 

73.50 Fußböden, Wandbeläge 

73.60 Estricharbeiten 

Ordentliche Mitglieder besitzen das Stimmrecht. Mit Ablauf der Zertifizierung zum allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen erlischt auch das Stimmrecht und das 
Mitglieder wird zum außerordentlichen Mitglied. 

(2)  Außerordentliche Mitglieder setzen sich aus Vertretern der Industrie, sowie von Prüf- und 
Forschungsinstitutionen zusammen und werden vom Vorstand eingeladen. Außerordentliche 
Mitglieder sind nicht stimmberechtigt. 

(3)  Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der 
Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 

(4)  Bis zur Entstehung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme von ordentlichen und 
außerordentlichen Mitgliedern durch die Vereinsgründer, im Fall eines bereits bestellten Vorstands 
durch diesen. Diese Mitgliedschaft wird erst mit Entstehung des Vereins wirksam. Wird ein Vorstand 
erst nach Entstehung des Vereins bestellt, erfolgt auch die (definitive) Aufnahme ordentlicher und 
außerordentlicher Mitglieder bis dahin durch die Gründer des Vereins.  

(5) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die 
Generalversammlung. 

 

§ 5: Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen und rechtsfähigen 
Personengesellschaften durch Verlust der Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen Austritt und durch 
Ausschluss. 
 
(2) Der Austritt kann nur zum 31. Dezember des Kalenderjahres erfolgen. Er muss dem Vorstand mindestens 
1 Monat vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst zum nächsten 
Austrittstermin wirksam. Für die Rechtzeitigkeit ist das Datum der Postaufgabe maßgeblich. 
 
(3) Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung unter 
Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als sechs Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im 
Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hievon 
unberührt. 



 
(4) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober Verletzung 
anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt werden. 
 
(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen von der 
Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

  

§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und die 
Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive 
und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmitgliedern zu. 
 
(2) Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen. 
 
(3) Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Generalversammlung 
verlangen. 
 
(4) Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und finanzielle 
Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies unter Angabe von 
Gründen verlangt, hat der Vorstand den betreffenden Mitgliedern eine solche Information auch sonst 
binnen vier Wochen zu geben. 
 
(5) Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften Rechnungsabschluss (Rechnungslegung) zu 
informieren. Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die Rechnungsprüfer einzubinden. 
 
(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu 
unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Sie haben die 
Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen und 
außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge 
in der von der Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. 

(7)  Ordentliche Mitglieder verpflichten sich zur Einhaltung der Standesregeln des Hauptverbandes 
der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs (siehe Anhang 1); 
für andere Mitglieder gelten diese Regelungen in sinngemäßer Auslegung.  

(8)  Die von der Fachgruppe verfassten Beschlüsse, Entscheidungen der Schlichtungsstelle sowie 
Inhalte der Sitzungsprotokolle sind für alle Fachgruppenmitglieder verbindlich und zu vertreten, auch 
wenn dies vielleicht nicht der eigenen Meinung entspricht. Zuwiderhandlungen ziehen im 1. Schritt 
eine Verwarnung nach sich und führen im Wiederholungsfall zum Ausschluss aus der Fachgruppe.  

 

§ 8: Vereinsorgane  

(1)  Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), die 
Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15). 

 



§ 9: Generalversammlung  

(1)  Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. 
Eine ordentliche Generalversammlung findet 1mal jährlich statt. 

(2)  Eine außerordentliche Generalversammlung findet  

• auf Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung,  
• schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder,  
• Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG),  
• Beschluss der/eines Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 Abs. 2 dritter 

Satz dieser Statuten),  
• Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 2 letzter Satz dieser Statuten) 

binnen vier Wochen statt. 

(3)  Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle 
Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich, mittels Telefax oder per E-Mail (an 
die vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse) einzuladen. Die 
Anberaumung der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die 
Einberufung erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 2 lit. a – c), durch die/eine Rechnungsprüfer 
(Abs. 2 lit. d) oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator (Abs. 2 lit. e). 

(4)  Anträge zur Generalversammlung sind mindestens eine Woche vor dem Termin der 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich, mittels Telefax oder per E-Mail einzureichen. 

(5)  Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden. 

(6)  Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur 
die ordentlichen Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf 
ein anderes Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig. 

(7)  Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig. 

(8)  Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des 
Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, sowie die Inkraftsetzung vom Verein 
erstellter Merkblätter bedürfen jedoch einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 

(9)  Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der/die Obmann/Obfrau, in dessen/deren 
Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter/in. Wenn auch diese/r verhindert ist, so führt das an Jahren 
älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 

 

  



§ 10: Aufgaben der Generalversammlung  

(1)  Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
 

• Beschlussfassung über den Voranschlag;  
• Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des 

Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer; 
• Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer; 
• Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein; 
• Entlastung des Vorstands; 
• Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und für 

außerordentliche Mitglieder; 
• Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 
• Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 
• Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen. 

 

§ 11: Vorstand  

(1)  Der Vorstand besteht aus sechs Mitgliedern, und zwar aus Obmann/Obfrau und Stellvertreter/in, 
Schriftführer/in und Stellvertreter/in sowie Kassier/in und Stellvertreter/in. 
 
(2)  Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines 
gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die 
nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen ist. Fällt der Vorstand 
ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder 
Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der 
Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes 
ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim 
zuständigen Gericht zu beantragen, der umgehend eine außerordentliche Generalversammlung 
einzuberufen hat. 
 
(3)  Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt zwei Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede Funktion im 
Vorstand ist persönlich auszuüben. 
 
(4)  Der Vorstand wird vom Obmann/von der Obfrau, bei Verhinderung von seinem seiner/ihrem/ihrer 
Stellvertreter/in, schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch diese/r auf unvorhersehbar lange Zeit 
verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen. 
 
(5)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens die 
Hälfte von ihnen anwesend ist. 
 
(6)  Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. 
 
(7)  Den Vorsitz führt der/die Obmann/Obfrau, bei Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreterin. Ist auch 
diese/r verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem 
Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu bestimmen. 
 



(8)  Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion eines 
Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10). 
 
(9)  Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder 
entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstands bzw. Vorstandsmitglieds in Kraft. 
 
(10)  Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung 
ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die Generalversammlung zu richten. 
Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw Kooptierung (Abs. 2) eines Nachfolgers wirksam. 
 
 
§ 12: Aufgaben des Vorstands   
 

(1) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das „Leitungsorgan“ im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen 
Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende 
Angelegenheiten: 

 
• Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens mit 

laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögensverzeichnisses 
als Mindesterfordernis; 

• Erstellung des Jahresvoranschlags, des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses; 
• Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. und Abs. 2 lit. a 

– c dieser Statuten; 
• Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und den 

geprüften Rechnungsabschluss; 
• Verwaltung des Vereinsvermögens;  
• Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitgliedern; Aufnahme 

und Kündigung von Angestellten des Vereins. 

 

§ 13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 

(1) Der/die Obmann/Obfrau führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Der/die Schriftführer/in unterstützt 
den/die Obmann/Obfrau bei der Führung der Vereinsgeschäfte. 
 
(2) Der/die Obmann/Obfrau vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des/der Obmanns/Obfrau und des Schriftführers/der 
Schriftführerin, in Geldangelegenheiten (vermögenswerte Dispositionen) des/der Obmanns/Obfrau und 
des Kassiers/der Kassierin. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der 
Zustimmung eines anderen Vorstandsmitglieds. 
  
(3) Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu zeichnen, 
können ausschließlich von den in Abs. 2 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt werden. 
 
(4) Bei Gefahr im Verzug ist der/die Obmann/Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den 
Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener Verantwortung 
selbständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese jedoch der nachträglichen 
Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 
 



(5) Der/die Obmann/Obfrau führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 
 
(6) Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands. 
 
(7) Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich. 
 
(8) Im Fall der Verhinderung treten an die Stelle des/der Obmanns/Obfrau, des Schriftführers/der 
Schriftführerin oder des Kassiers/der Kassierin ihre Stellvertreter/innen. 

 

§ 14: Rechnungsprüfer  

(1) Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der 
Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Prüfung ist. 
 
(2) Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der Finanzgebarung 
des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße 
Verwendung der Mittel. Der Vorstand hat den Rechnungsprüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Rechnungsprüfer haben dem Vorstand über das Ergebnis 
der Prüfung zu berichten. 
 
(3) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung durch die 
Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 11 Abs. 8 bis 10 
sinngemäß. 

 

§ 15: Schlichtungsstelle  

(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist die vereinsinterne 
Schlichtungsstelle berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und 
kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 
 
(2) Die Schlichtungsstelle setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird derart 
gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich namhaft macht. Über 
Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht der andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen 
seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb 
von sieben Tagen wählen die namhaft gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes 
ordentliches Mitglied zum/zur Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter 
den Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der 
Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist. 
 
(3) Falls es sich um technische Streitigkeiten handelt, sind nur Sachverständige aus der Fachgruppe des 
Themas der Streitigkeit zugelassen. Zur Verdeutlichung, kann naturgemäß nur ein Parkettsachverständiger 
zu Parkettfragen Schlichtungsstellenmitglied sein, ein Estrichsachverständiger zu Estrichfragen sowie ein 
Bodenbelagssachverständiger zu Bodenbelagsfragen. Sollte keine Einigung über die Zuständigkeit erzielt 
werden können, ernennt der Vorstand geeignete Schlichtungsstellenmitglieder. 
 



(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs bei Anwesenheit 
aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. 
Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. Die Entscheidung der Schlichtungsstelle wird dem 
Betroffenen vom Obmann und/oder dem Vorsitzenden mitgeteilt; die weitere Vorgehensweise wird 
besprochen und festgelegt.  

(5) Über einen technischen Fall wird bei der nächsten Generalversammlung „neutralisiert“ berichtet.  

 

§ 16: Freiwillige Auflösung des Vereins 

(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 
(2) Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Abwicklung zu 
beschließen. Insbesondere hat sie einen Abwickler zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem dieser 
das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat. Dieses Vermögen soll, 
soweit dies möglich und erlaubt ist, einer Organisation zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser 
Verein verfolgt, sonst Zwecken der Sozialhilfe. 

 

§ 17: Datenschutz  

(1) Die Bestimmung über den Datenschutz ist streng einzuhalten. Jedes Mitglied gibt aber durch 
seinen Beitritt die unwiderrufliche Zustimmung, dass seine personenbezogenen Daten, insbesondere 
Name, Geburtsdatum, Beruf, seine für die Tätigkeit habende Ausbildung und seine fachliche und 
organisatorische Ausbildung mittels Datenverarbeitung erfasst werden und innerhalb der 
Fachgruppe verarbeitet und weitergegeben werden, insbesondere für die Information, Zustellung 
von Informationen aller Art udgl.  
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ANHANG 1  

Erklärung des Bundesfachgruppen-Mitgliedes  
Ich, ............................................................................................................  

erkläre mit meiner Unterschrift die Statuten des Bundesverbands der Sachverständigen für 
Fußbodentechnik (BSFT) zur Kenntnis genommen sowie verstanden zu haben und werde die 
Bestimmungen dieser einhalten.  

 

______________________________ ________________________________  

Ort, Datum Titel, Name 
Name in Blockschrift  

________________________________ Unterschrift  

  



ANHANG 2  

Standesregeln des Hauptverbandes der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen Österreichs  
Die Bedeutung der Tätigkeit der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
für die Rechtspflege in Österreich und das hohe Maß an Vertrauen, das die Menschen der Tätigkeit 
des gerichtlich beeideten Sachverständigen entgegenbringen, aber auch das Selbstverständnis der 
Sachverständigen erfordern es, durch die Verpflichtung zur Einhaltung dieser Standesregeln 
öffentlich zu bekunden, welchem Verhaltenskodex sich die allgemein beeideten und gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen bei ihrer Tätigkeit nach allgemeiner Standesüberzeugung verpflichtet 
fühlen.  

Die vorliegenden Standesregeln dienen auch der Wahrung und Förderung der Standesehre der 
Sachverständigen.  

Die Standesregeln geben die Auffassung der weitaus überwiegenden Zahl aller allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs über die Standespflichten eines 
Sachverständigen bei der Gutachterarbeit wieder.  

Die Standesregeln sollen nach Auffassung der Delegiertenversammlung auch einen Beitrag zur 
Verbesserung der Gutachterarbeit des Sachverständigen in der Praxis und damit zu einem besseren 
Funktionieren der Rechtspflege in Österreich leisten.  

§ 1 Allgemeine Verhaltensgrundsätze  

1. (1)  Der gerichtliche Sachverständige ist ein unabhängiges, zur Objektivität und 
Unparteilichkeit verpflichtetes Hilfsorgan des Gerichtes und der Staatsanwaltschaft 
(Verwaltungsbehörde) und als solches Teil der Rechtspflege. Er hat sich sowohl bei seiner 
Tätigkeit als Sachverständiger im Auftrag eines Gerichtes, der Staatsanwaltschaft oder einer 
Verwaltungsbehörde als auch in seinem Beruf und außerhalb seiner Berufsarbeit 
vorwurfsfrei zu verhalten und alles zu unterlassen, was das Vertrauen und die Achtung der 
Parteien und der Öffentlichkeit seiner Sachverständigenfunktion gegenüber schmälern 
könnte. Er hat die Ehre und das Ansehen seines Standes zu wahren.  

2. (2)  Der Sachverständige hat die mit seinem Eid (§ 5 Abs 1 SDG) übernommenen 
Verpflichtungen bei jeder Sachverständigentätigkeit, in wessen Auftrag sie auch immer 
erfolgt, sorgfältig und gewissenhaft einzuhalten. Er hat daher sowohl im Verfahren vor den 
Gerichten, Staatsanwaltschaften und Verwaltungsbehörden, aber auch als Privatgutachter 
die Gegenstände eines Augenscheins sorgfältig zu untersuchen, die gemachten 
Wahrnehmungen aus Augenschein und Aktenlage treu und vollständig anzugeben und den 
Befund und das Gutachten nach bestem Wissen und Gewissen und nach den Regeln der 
Wissenschaft, der Kunst, der Technik, des Gewerbes oder seines Fachgebiets abzugeben.  

 

3. (3)  Jede Mitwirkung und Teilnahme eines Sachverständigen an bedenklichen, gesetz- oder 
sittenwidrigen Geschäften und Handlungen ist standeswidrig.  



4. (4)  Dem Sachverständigen ist verboten, im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als 
Gutachter, für sich oder andere Personen, Zuwendungen oder Vergünstigungen zu fordern, 
anzunehmen oder sich versprechen zu lassen, die geeignet sein könnten, seine Objektivität 
zu beeinträchtigen, oder die nicht einer - etwa wegen ihrer Geringwertigkeit - nach 
allgemeiner Auffassung zu billigenden Gepflogenheit entsprechen. Er ist auch dazu 
verpflichtet, alles in seiner Macht stehende zu tun, um zu verhindern, dass solche 
Zuwendungen oder Begünstigungen von seinen Mitarbeitern oder Angehörigen 
entgegengenommen werden.  

5. (5)  Der Sachverständige ist zu strengster Verschwiegenheit über seine 
Sachverständigentätigkeit und die dabei gemachten Wahrnehmungen verpflichtet. 
Insbesondere ist ihm untersagt, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu offenbaren oder zu 
verwerten, die ihm ausschließlich aus seiner Sachverständigentätigkeit bekannt geworden 
sind.  

6. (6)  Der Sachverständige ist zur ständigen Weiterbildung auf seinem Fachgebiet 
verpflichtet.Der Dokumentation dieser Fortbildungsschritte dient der vom Hauptverband 
initiierte Bildungs-Pass (vgl. dazu die Beiträge in SV 1999/3, 101 f).  

7. (7)  Die über eine bloße Mitteilung hinaus gehende Bezeichnung als allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger zu Zwecken der Werbung und des Wettbewerbs ist 
untersagt. Die Verwendung dieser Bezeichnung auf dem Briefkopf, auf Visitenkarten, in 
einem Lebenslauf, im Telefonbuch, auf einer Homepage, auf dem Wohnungsschild und dgl. - 
als bloße Mitteilung ohne reklamehafte Hervorhebung – ist zulässig. Auf Homepages ist auch 
der Zertifizierungsumfang anzugeben. Jede Irreführung durch undeutliche, mehrdeutige oder 
unvollständige Angaben – etwa durch Verschweigen einer sachlichen Beschränkung – hat zu 
unterbleiben. Die Erwähnung der Eigenschaft als allgemein beeideterund gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger in einer Unternehmens- oder Warenbezeichnung ist jedenfalls 
unstatthaft. Bei Eintragungen in die Gerichtssachverständigenliste, bei der Einrichtung eines 
Links gemäß § 3a Abs 5 SDG und bei Einrichtung einer speziellen Homepage als allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger (im Folgenden Sachverständigen-
Homepage genannt) sind folgende Grundsätze zu beachten:  

1. a)  Gegenstand der Eintragung und der allenfalls über einen Link erreichbaren 
speziellen Homepage als allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger (Sachverständigen- Homepage) können ausschließlich Angaben zur 
Ausbildung und beruflichen Laufbahn, zur Infrastruktur der 
Sachverständigentätigkeit und zum Umfang der bisherigen Tätigkeit als 
Sachverständiger, insbesondere zur Anzahl der behördlichen oder privaten 
Bestellungen und zum Gegenstand der Gutachten sein. Andere Inhalte sind 
unzulässig.  

2. b)  1.7.2. Die Inhalte der Eintragung und der Sachverständigen-Homepage dürfen 
weder gegen gesetzliche Ge- und Verbote noch gegen die guten Sitten verstoßen.  

3. c)  Alle Angaben müssen der Wahrheit entsprechen und objektiv nachprüfbar sein. 
Sie dürfen keine vertragliche oder gesetzliche Verschwiegenheitspflicht oder sonstige 
Rechte Dritter verletzen.  

4. d)  Die Schilderung von Kenntnissen und Fähigkeiten muss objektiv und sachlich 
erfolgen und hat sich in jenem Bereich zu halten, der von der Zertifizierung umfasst 
ist.  

5. e)  Zur Irreführung geeignete, insbesondere undeutliche, mehrdeutige oder 
unvollständige Angaben sind zu unterlassen.  

6. f)  Jede reklamehafte Hervorhebung ist zu unterlassen.  
7. g)  Jede Bezugnahme auf andere Sachverständige und deren Leistungen ist 

untersagt.  



8. (8)  Die Aufmachung der Sachverständigen-Homepage* darf Ehre und Ansehen des allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen nicht widersprechen.  

9. (9)  Ein Link von der Sachverständigen-Homepage* auf die vom Sachverständigen im 
Wirtschaftsleben sonst verwendete Homepage* ist nicht zulässig, doch kann bei den 
Adressangaben auch eine (nicht verlinkte) Internetadresse des Sachverständigen, die er 
sonst im Wirtschaftsleben verwendet, angeführt werden. Ein Link von einer solchen 
Homepage* auf die Gerichtssachverständigenliste oder auf die Sachverständigen-
Homepage* ist zulässig.  

10. (10)  Auf sonstigen Homepages* des Sachverständigen hat abgesehen von einem Hinweis mit 
Angabe des Zertifizierungsumfangs (Punkt 1.7) sowie einem Link auf die 
Gerichtssachverständigenliste oder auf eine Sachverständigen-Homepage* jede weitere 
Darstellung der Eigenschaft als allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger zu unterbleiben.  

11. (11)  Der Sachverständige hat bei der Unterfertigung schriftlicher Gutachten ein Rundsiegel zu 
verwenden, das den Namen des Sachverständigen sowie die Bezeichnung “Allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger” enthält (§ 8 Abs 5 SDG). Beispiele für 
die Gestaltung dieses Siegels sind beim Hauptverband erhältlich.  

12. (12)  Der Sachverständige hat in gerichtlichen (staatsanwaltschaftlichen) und 
verwaltungsbehördlichen Verfahren seine Gebühren den Bestimmungen des 
Gebührenanspruchsgesetzes (GebAG) entsprechend zu verzeichnen. Bei Aufträgen für 
Privatgutachten kann der Sachverständige das Honorar mit dem Auftraggeber frei 
vereinbaren. Auch das frei vereinbarte Honorar darf nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis zu der zu erbringenden Leistung stehen.  

Bei drohender Unverhältnismäßigkeit der zu erwartenden Sachverständigengebühren (des 
Honorars) zum Wert des Streitgegenstandes (oder zum Wert des vom Auftraggeber 
verfolgten Interesses) oder zur Höhe eines allfälligen Kostenvorschusses trifft den 
Sachverständigen eine Warn- und Aufklärungspflicht gegenüber dem Auftraggeber und/oder 
den zur Gebührentragung verpflichteten Parteien.Diese Warn- und Aufklärungspflicht wird 
für den Bereich des Gerichtsgutachtens sowie des im Auftrag der Staatsanwaltschaft 
erstatteten Gutachtens nunmehr in §§ 25 Abs 1a, 52 Abs 1 GebAG ausdrücklich geregelt.  

* Der in den Standesregeln verwendete Begriff "Homepage" folgt der Terminologie des 
Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes (SDG). Er ist nicht als Startseite eines Webauftritts, 
sondern umfassend im Sinn von „Website“ oder „Internet-Auftritt“ zu verstehen.  

§2 Verhalten bei Erstattung von Befund und Gutachten, insbesondere über gerichtlichen 
(staatsanwaltschaftlichen, verwaltungsbehördlichen) Auftrag  

1. (1)  Der Sachverständige hat die ihm vom Gericht (von der Staatsanwaltschaft oder der 
Verwaltungsbehörde) für seine Gutachterarbeit erteilten Fristen einzuhalten. Insbesondere 
hat der Sachverständige nach seiner Bestellung unverzüglich zu prüfen, ob er den ihm 
erteilten Auftrag innerhalb der festgesetzten Frist verlässlich erfüllen kann.  

2. (2)  Unvermeidbare Fristüberschreitungen hat der Sachverständige dem Gericht (der 
Staatsanwaltschaft oder Verwaltungsbehörde) sofort bei Bekanntwerden des 
Verzögerungsgrundes - jedenfalls vor Ablauf der Frist - mit einem begründeten Ersuchen um 
Fristerstreckung mitzuteilen. Eine ausdrückliche Regelung dieser Mitteilungspflicht enthält § 
357 Abs 1 ZPO.  

3. (3)  Der Sachverständige hat nach seiner Beauftragung unverzüglich und - soweit erforderlich 
- durch ein erstes Aktenstudium oder durch erste informative Ermittlungen zu prüfen, ob er 
für den Gutachtensauftrag die erforderliche Sachkompetenz besitzt. Bei Zweifel an seiner 
Sachkompetenz hat der Sachverständige die Übernahme des Auftrages abzulehnen. 



Bestehen solche Zweifel für einzelne Teile des Gutachtensauftrages, ist der Auftraggeber 
darüber zu informieren und ihm die Beiziehung eines weiteren Sachverständigen (die 
Einholung eines Hilfsgutachtens) vorzuschlagen.  

4. (4)  Der Sachverständige hat dem Auftraggeber unverzüglich und in jedem Stadium der 
Gutachterarbeit alle Gründe mitzuteilen, die seine Unabhängigkeit, Objektivität und 
Unparteilichkeit fraglich erscheinen lassen könnten. Die Frage einer allfälligen Befangenheit 
hat der Sachverständige erstmals nach seiner Beauftragung, und zwar auch ohne 
entsprechenden Hinweis des Auftraggebers oder einer Partei oder eines Beteiligten, zu 
prüfen. Darüber hinaus hat der Sachverständige bei seiner Arbeit jeden Anschein einer 
Befangenheit zu vermeiden.  

5. (5)  Gründe, die volle Unbefangenheit des Sachverständigen in Zweifel zu ziehen, liegen etwa 
dann vor, wenn der Sachverständige mit einer Partei oder einem Beteiligten 
verwandtschaftliche, engere freundschaftliche oder enge geschäftliche Beziehungen hat, 
wenn mit einer Partei oder einem Beteiligten ein Streit besteht oder bestanden hat oder 
wenn der Sachverständige bereits früher mit der Angelegenheit in irgendeiner Weise befasst 
war (z.B. als Privatgutachter für eine Partei oder einen Beteiligten).  

6. (6)  Liegen Gründe vor, die die ordnungsgemäße Bearbeitung des Gutachtensauftrags 
hindern (z. B. in zeitlicher Hinsicht wegen Überlastung mit gerichtlichen oder behördlichen 
Aufträgen oder sonstiger beruflicher Überlastung, in persönlicher Hinsicht wegen 
Beeinträchtigung der Gesundheit, Befangenheit oder fehlender fachlicher Kompetenz für den 
konkreten Auftrag), hat der Sachverständige gegenüber dem Gericht (der Staatsanwaltschaft 
oder der Verwaltungsbehörde), die Übernahme des Auftrages unter Darlegung des 
Hinderungsgrundes unverzüglich abzulehnen. In diesem Fall ist ein allenfalls übersendeter 
Akt sofort zurückzustellen.  

7. (7)  Der Sachverständige hat bei Erstattung von Befund und Gutachten auch die Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Verfahrensökonomie zu beachten. Insbesondere hat er sich an 
den ihm erteilten Auftrag zu halten und eine Auftragsüberschreitung zu vermeiden. Zweifel 
über den Umfang und Inhalt des Gutachtensauftrags sind durch Rückfragen beim 
Auftraggeber aufzuklären (vgl. § 25 Abs 1 GebAG). Dabei ist der Sachverständige verpflichtet, 
den Auftraggeber auf allfällige weitere, für die Gutachtenserstattung relevante Umstände 
aufmerksam zu machen; er hat auch diesbezüglich die Weisung des Auftraggebers (etwa 
durch eine Ergänzung oder Änderung des Gutachtensauftrags) einzuholen.  

8. (8)  Der Sachverständige hat den ihm erteilten Auftrag unter seiner persönlichen 
Verantwortung auszuführen. Die Heranziehung von seiner Aufsicht unterstehenden 
Hilfskräften ist zulässig.  

9. (9)  Die bloße Sanktionierung der unkontrollierten, selbständigen Arbeit von anderen 
Personen durch Unterfertigung als allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger ist unstatthaft.  

10. (10)  Der Sachverständige hat bei seiner Arbeit stets höflich und geduldig aufzutreten; er 
muss auch in seinem sprachlichen Ausdruck um Objektivität und Unparteilichkeit bemüht 
sein.  

11. (11)  Der Sachverständige hat bei der Befundaufnahme und seinen Ermittlungen die Rechte 
von Parteien und sonstigen Beteiligten zu respektieren. Wird der Sachverständige an der 
Durchführung von notwendigen Erhebungsarbeiten gehindert, hat er darüber unverzüglich 
dem Gericht (der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde) oder seinem 
Auftraggeber zu berichten. Vgl dazu die Regelung von Mitwirkungspflichten in § 359 Abs 2 
ZPO.  

12. (12)  Bei der Gutachterarbeit hat der von einem Gericht, einer Staatsanwaltschaft oder einer 
Verwaltungsbehörde beauftragte Sachverständige die einschlägigen Verfahrens-vorschriften 
über den Sachverständigenbeweis zu beachten. Soweit ihm der vom Gericht, der 
Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde erteilte Auftrag keine besondere 



Vorgangsweise vorschreibt, hat der Sachverständige bei der Befundaufnahme stets den 
fundamentalen Verfahrensgrundsatz des beiderseitigen Gehörs zu wahren. Bei den vom 
Sachverständigen im Auftrag des Gerichts (der Staatsanwaltschaft oder der 
Verwaltungsbehörde) selbständig geleiteten Ermittlungen hat er auf eine unparteiliche 
Verfahrensleitung und die Einhaltung der Prinzipien eines fairen Verfahrens zu achten. Vgl 
dazu die Regelung der Gestaltung der Befundaufnahme in § 127 Abs 2 StPO.  

13. (13)  Der Sachverständige hat in jedem Stadium seiner Gutachterarbeit alles zu 
unternehmen, um den Fortgang des gerichtlichen (staatsanwaltschaftlichen, 
verwaltungsbehördlichen) Verfahrens möglichst zu beschleunigen.  

14. (14)  Bei der Befundaufnahme sind folgende Grundsätze zu beachten:  
1. a)  Umfang und Inhalt der Befundaufnahme werden durch den gerichtlichen 

(staatsanwaltschaftlichen, verwaltungsbehördlichen) Auftrag bestimmt. Ist dessen 
Inhalt zweifelhaft, ist das Gericht oder die Staatsanwaltschaft (Verwaltungsbehörde) 
um Präzisierung des Auftrags zu ersuchen (oben 2.5).  

2. b)  Ein Augenschein ist grundsätzlich persönlich vorzunehmen. Die Beiziehung von 
Hilfskräften ist zulässig (oben 2.6.), sofern die oder der Sachverständige den Ablauf 
der Untersuchung überblicken, die Hilfskräfte überwachen und ihre Tätigkeit fachlich 
verantworten kann. In Teilbereichen sind auch Hilfsbefunde als Untersuchungen 
ohne eigene Begutachtung zulässig.  

3. c)  Bei der Befundaufnahme ist den Verfahrensparteien Gelegenheit zur Anwesenheit 
zu geben, soweit dies von den Umständen her möglich ist und die Aufnahme des 
Befunds oder berechtigte Interessen von Personen nicht gefährdet.  

4. d)  Termine für Befundaufnahmen sind allen Verfahrensparteien und Beteiligten 
bekanntzugeben.  

5. e)  Bei auftretenden Hindernissen aller Art ist das Gericht oder die Staats-
anwaltschaft zu informieren und um Abhilfe zu ersuchen (oben 2.7). Körperliche 
Integrität und Eigentum anderer sind unbedingt zu wahren. Die Anwendung jeglicher 
Gewalt ist unzulässig.  

6. f)  Bei der Befundaufnahme sind die allgemein anerkannten Regeln der 
Gutachtensmethodik im betreffenden Fachgebiet zu beachten.  

7. g)  Sachverständige sind bei der Gutachterarbeit zu objektiver, sachlicher und 
unparteilicher Vorgangsweise verpflichtet.  

8. h)  Sachverständige haben bei ihrer Tätigkeit den Schutz der Privat- und Intimsphäre 
sowie den Datenschutz zu wahren. Dies gilt insbesondere für Bild-, Film- und 
Tonaufnahmen. Im Zweifel ist das Einverständnis der davon betroffenen Personen 
einzuholen.  

9. i)  Die Befundaufnahme ist hinreichend zu dokumentieren. Erschienenen Auskunftspersonen 
ist über deren Wunsch eine Bestätigung der Anwesenheit zu erteilen.  

10. j)  Übergebene Urkunden und Augenscheinsgegenstände sowie im Rahmen der 
Befundaufnahme gewonnene Beweismittel sind – sofern sie nicht dem Gericht oder der 
Staatsanwaltschaft (Verwaltungsbehörde) übermittelt werden – jedenfalls bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens aufzubewahren. Danach sind sie den Berechtigten 
auszufolgen.  

11. k)  Es wird empfohlen, zum eigenen Gebrauch angefertigte Aufzeichnungen und Unterlagen 
nach Beendigung der Gutachtertätigkeit zehn Jahre aufzubewahren.  

(15) Bei der Erstattung des Gutachtens sind folgende Grundsätze zu beachten:  

1. a)  Zu Beginn ist die fachliche Kompetenz (Ausbildung und Qualifikation) für die Erfüllung des 
Gutachtensauftrags darzulegen, wozu im Bereich des Zertifizierungsumfangs der Hinweis auf 
die aufrechte Zertifizierung genügt. Wenn der Gutachtensauftrag den Zertifizierungsumfang 



überschreitet, ist darauf hinzuweisen und darzulegen, aus welchen Gründen die für die 
Erfüllung des Auftrags notwendige Fachkompetenz ungeachtet dessen vorliegt.  

2. b)  Sodann sind der erteilte Auftrag und die daraus abzuleitenden fachlichen Fragen 
darzustellen.  

3. c)  Der Sachverständige hat anzugeben, welche Leistungen er persönlich erbracht hat. Die für 
die Erstattung des Gutachtens herangezogenen Hilfskräfte, Hilfsbefunde und Hilfsgutachten 
sind genau zu bezeichnen.  

4. d)  Es sind Ort und Zeit der Befundaufnahme sowie die erschienenen Personen anzugeben 
und der Verlauf der Befundaufnahme darzustellen. Dazu gehören insbesondere die 
durchgeführten Untersuchungen und Erhebungen, die Angaben der Beteiligten und die dem 
Sachverständigen zur Verfügung gestellten Unterlagen. Falls der Sachverständige für die 
Erfüllung des Auftrags erforderliche Informationen nicht erhalten konnte, hat er im 
Gutachten darauf hinzuweisen. Ebenso sind allfällig unterbliebene Untersuchungen, die 
unter Umständen noch möglich wären, anzuführen, wobei auch die Gründe für diese 
Vorgangsweise anzugeben sind (Negativkatalog).  

5. e)  Der Sachverständige hat anzugeben, von welchem Sachverhalt er bei der Erstattung 
seines Gutachtens ausgeht (Befund). Werden alternativ mehrere Sachverhalte angenommen 
und Varianten gebildet, sind beweiswürdigende Ausführungen zu unterlassen.  

6. f)  Sodann sind die aus dem Befund abgeleiteten fachlichen Schlussfolgerungen und die dabei 
verwendeten Erfahrungssätze verständlich darzustellen (Gutachten). Das Gutachten hat eine 
verständliche, nachvollziehbare und überprüfbare Begründung zu enthalten. Der 
Sachverständige hat die von ihm herangezogenen Quellen (zB Normen, Lehrmeinungen, 
Praxiserfahrung) anzugeben. Wenn der Sachverständige einzelne Fragen nicht beantworten 
konnte, hat er im Gutachten darauf hinzuweisen.  

7. g)  Der Sachverständige hat – soweit zweckmäßig – die wesentlichen Ergebnisse seines 
Gutachtens in einer Zusammenfassung darzustellen.  

§3 Besondere Bestimmungen für Privatgutachten  

1. (1)  Im Punkt 1.(2) ist die Verpflichtung des Sachverständigen festgehalten, die im 
Sachverständigeneid übernommenen Verpflichtungen auch bei der Erstattung von 
Privatgutachten einzuhalten. Bei allen Privatgutachten hat der Sachverständige seinen 
Auftraggeber anzuführen oder zumindest einen ausdrücklichen Hinweis in sein Gutachten 
aufzunehmen, dass er den Auftrag für dieses Gutachten von privater Seite erhalten hat.  

2. (2)  Gelangt der Sachverständige auf Grund seiner gesetzlichen Berufsverpflichtung zur 
Wahrung der Interessen seines Auftraggebers in eine Interessenkollision mit seiner Funktion 
als unabhängiger, unparteilicher und zur Objektivität verpflichteter Gutachter, so hat er den 
Auftrag zur Erstattung eines Privatgutachtens unter Hinweis auf diesen Interessenkonflikt 
abzulehnen. Wird er aber im Weiteren in dieser Sache im Rahmen der Befugnisse seines 
Hauptberufes für seinen Auftraggeber tätig, so hat er bei dieser Arbeit jeden Hinweis auf 
seine Eigenschaft als allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger zu 
unterlassen. Der Sachverständige hat auch, soweit es ihm möglich und zumutbar ist, dafür zu 
sorgen, dass auch von Seiten seines Auftraggebers oder von dritter Seite jeder Hinweis auf 
diese Eigenschaft unterbleibt.  

§ 4 Verhalten gegenüber anderen Sachverständigen  

1. (1)  Der Sachverständige hat gegenüber anderen Sachverständigen den Grundsatz der 
Kollegialität zu beachten.  

2. (2)  Unsachliche oder persönlich herabsetzende Kritik an anderen Sachverständigen und 
deren Leistungen ist unzulässig.  



3. (3)  Bei allfälligen persönlichen Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit der 
Sachverständigentätigkeit zwischen Mitgliedern eines Landesverbandes des Hauptverbandes 
der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs soll - 
soweit dies ohne wesentliche Beeinträchtigung der Rechtsposition der Konfliktparteien 
möglich ist und keine gesetzliche Verpflichtung zu einer bestimmten Vorgangsweise besteht - 
von den Mitgliedern vor der Einleitung allfälliger gerichtlicher oder sonst behördlicher 
Schritte gegen den Sachverständigenkollegen der Schlichtungsausschuss des zuständigen 
Landesverbandes befasst werden. [Wenn es sich um Differenzen zwischen Mitgliedern 
verschiedener Landesverbände handelt, ist der Hauptverband zu verständigen, der 
bestimmt, welcher Schlichtungsausschuss eines Landesverbandes für die Behandlung dieser 
Angelegenheiten zuständig ist.] Der letzte Satz ist gegenstandslos, weil die geltenden 
Statuten des Hauptverbandes eine in die Vereinshoheit der Landesverbände eingreifende 
Kompetenz zur Bestimmung der Zuständigkeit eines Landesverbandes nicht vorsehen.  

- ENDE -  

 


